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Verfahrensbeteiligte 
A.________, 
Beschwerdeführer, 
vertreten durch Advokatin Cinzia Santo, 

gegen 

Amt für Migration und Bürgerrecht des Kantons Basel-Landschaft. 

Gegenstand 
Vorbereitungshaft, 

Beschwerde gegen das Urteil des Kantonsgerichts Basel-Landschaft, Abteilung Verfassungs- und
Verwaltungsrecht, vom 10. Dezember 2019 (860 19 328). 

Sachverhalt: 

A. 

A.a. A.________ (geb. 1998, 1999 oder 2000) ist afghanischer Staatsangehöriger. Am 4. Januar 2016
reiste er in die Schweiz ein und stellte tags darauf ein Asylgesuch. Das Asylgesuch harrt beim
Staatssekretariat für Migration (SEM) nach wie vor einer Entscheidung. 

A.b. Während seines Aufenthalts in der Schweiz wurde A.________ verschiedentlich strafrechtlich
belangt: 
Die Staatsanwaltschaft Basel-Landschaft verurteilte ihn mit Strafbefehl vom 16. Oktober 2017 wegen
sexueller Belästigung und Beschimpfung zu einer bedingt vollziehbaren Geldstrafe von 10
Tagessätzen (bei einer Probezeit von zwei Jahren) sowie zu einer Busse von Fr. 500.--; ein weiteres
Mal verurteilte sie ihn mit Strafbefehl vom 25. September 2018 wegen einfacher Körperverletzung
und Beschimpfung zu einer bedingt vollziehbaren Geldstrafe von 100 Tagessätzen (bei einer
Probezeit von drei Jahren) sowie zu einer Busse von Fr. 1'000.--. Beide Strafbefehle traten
unangefochten in Rechtskraft. 
Das Strafgericht des Kantons Basel-Stadt verurteilte A.________ sodann am 15. August 2019 wegen
Vergewaltigung, versuchter schwerer Körperverletzung, Freiheitsberaubung, mehrfacher (teilweise
versuchter) Nötigung, Drohung, mehrfacher Beschimpfung, mehrfachen Missbrauchs einer
Fernmeldeanalge, mehrfachen Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen und mehrfacher
Übertretung des Bundesgesetzes über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe (BetmG;
SR 812.121) zu einer teilbedingten Freiheitsstrafe von 34 Monaten und - unter Einbezug der nunmehr
für vollziehbar erklärten früheren Geldstrafen - zu einer Gesamtgeldstrafe von 120 Tagessätzen sowie
zu einer Busse von Fr. 1'800.--. Überdies verwies es A.________ in Anwendung von Art. 66a Abs. 1
StGB für acht Jahre des Landes und verpflichtete ihn dazu, dem Opfer eine Genugtuungszahlung von
Fr. 14'000.-- zu leisten. Gegen dieses Urteil des Strafgerichts ist gegenwärtig ein Berufungsverfahren
beim Appellationsgericht des Kantons Basel-Stadt hängig. 

B. 
Parallel zur Eröffnung des Strafurteils am 15. August 2019 verfügte das Strafgericht des Kantons
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Basel-Stadt, dass A.________ bis zum 7. Dezember 2019 in Sicherheitshaft zu bleiben habe. Kurz
vor dem Ende der Sicherheitshaft wurde A.________ am 6. Dezember 2019 vom Amt für Migration
und Bürgerrecht des Kantons Basel-Landschaft (nachfolgend: AfMB) ein Haftbefehl für die
Vorbereitungshaft eröffnet. Am 7. Dezember 2019 wurde er aus der Sicherheitshaft entlassen und
vom AfMB ausländerrechtlich festgenommen. 
Nach Durchführung einer Verhandlung bestätigte die Einzelrichterin des Kantonsgerichts Basel-
Landschaft, Abteilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht (nachfolgend: das Kantonsgericht) mit
Urteil vom 10. Dezember 2019 die Rechtmässigkeit und Angemessenheit der angeordneten Haft. 

C. 
Mit Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten vom 20. Januar 2020 gelangt A.________
an das Bundesgericht und beantragt die Aufhebung des Urteils des Kantonsgerichts vom 10.
Dezember 2019. Er ersucht um sofortige Entlassung aus der Vorbereitungshaft und Ausrichtung einer
Entschädigung für die zu Unrecht ausgestandene Vorbereitungshaft. Eventualiter sei das AfMB
anzuweisen, Ersatzmassnahmen anzuordnen. 
Prozessual ersucht er um Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege und Beiordnung eines
amtlichen Rechtsbeistands in Person seiner Rechtsvertreterin. 
Das AfMB beantragt die Abweisung der Beschwerde. Das Kantonsgericht und das SEM verzichten
auf Vernehmlassung. Der Beschwerdeführer hält mit Eingabe vom 7. Februar 2020 an seinen
Anträgen fest. 

Erwägungen: 

1. 
Gegen den kantonal letztinstanzlichen Entscheid über eine ausländerrechtliche Zwangsmassnahme
ist die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten an das Bundesgericht zulässig (Art. 82
i.V.m. Art. 86 Abs. 1 lit. d und Art. 89 Abs. 1 BGG; Urteile 2C 263/2019 vom 27. Juni 2019; 2C
312/2018 vom 11. Mai 2018 E. 1). Weil mit der Anordnung ausländerrechtlicher Administrativhaft ein
schwerer Eingriff in die persönliche Freiheit verbunden ist, kommt dem entsprechenden
Freiheitsentzug eigenständige Bedeutung zu; die Haft erscheint nicht als bloss untergeordnete
Vollzugsmassnahme zur Wegweisung, weshalb der Ausschlussgrund von Art. 83 lit. c Ziff. 4 BGG
der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten nicht entgegensteht (BGE 142 I 135 E.
1.1.3 S. 139 f.; 135 II 94 E. 5.5 S. 101 f.; Urteil 2C 466/2018 vom 21. Juni 2018 E. 1.1). Auf die frist-
und formgerecht eingereichte Beschwerde (Art. 42 und Art. 100 Abs. 1 BGG) des hierzu legitimierten
Beschwerdeführers (Art. 89 Abs. 1 BGG) ist daher einzutreten. 

2. 

2.1. Nach Art. 75 Abs. 1 lit. g AIG kann die zuständige kantonale Behörde einen Ausländer ohne
Kurzaufenthalts-, Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung während der Vorbereitung des
Entscheides über die Aufenthaltsbewilligung zur Sicherstellung der Durchführung des
Wegweisungsverfahrens für höchstens sechs Monate in Haft nehmen, wenn er andere Personen
ernsthaft bedroht oder an Leib und Leben erheblich gefährdet und deshalb strafrechtlich verfolgt wird
oder verurteilt worden ist (Art. 75 Abs. 1 lit. g AIG [bis zum 1. Januar 2019: AuG]; SR 142.20). 

2.2. Der Haftgrund von Art. 75 Abs. 1 lit. g AIG bezweckt in erster Linie die Sicherstellung des
Vollzugs einer allfälligen aufenthaltsbeendenden Entfernungsmassnahme, umfasst daneben aber
auch ein sicherheitspolizeiliches Element: Wer Dritte durch seine Handlungen ernsthaft bedroht oder
an Leib und Leben erheblich gefährdet, bei dem besteht - so die bundesrätliche Botschaft (zu Art. 13a
lit. e AuG: Botschaft vom 22. Dezember 1993 zur Bundesgesetz über Zwangsmassnahmen im
Ausländerrecht, BBl 1994 I 305 ff. dort S. 322 f.) - "typischerweise" auch die Gefahr, dass er sich
ohne administrative Festhaltung dem Vollzug des aufenthaltsbeendenden Entscheids bzw. dem
entsprechenden Verfahren entziehen wird ("objektivierter" Haftgrund). Eigentliches Ziel des
Haftgrunds ist es mithin, den Vollzug der aufenthaltsbeendenden Massnahme sicherzustellen (Art. 5
Ziff. 1 lit. f EMRK); als Nebenfolge und Konsequenz daraus können weitere Delikte während der
Dauer des Verfahrens verhindert werden (vgl. das Urteil 2C 304/2012 vom 1. Mai 2012 E. 2.2.1; BBl
1994 I 322 f.). 

2.3. Der Haftgrund der Bedrohung und der Gefährdung an Leib und Leben dient nicht in erster Linie
strafprozessualen Sicherungszwecken; hierfür steht die Sicherheitshaft zur Verfügung, soweit deren
Voraussetzungen gegeben sind. Die gestützt auf Art. 75 Abs. 1 lit. g AIG angeordnete Haft muss
vielmehr prioritär der Sicherstellung des Vollzugs der Wegweisung bzw. der Landesverweisung dienen

18.02.2020_2C_65-2020



(vgl. E. 2.2 hiervor), andernfalls widerspricht sie den Vorgaben von Art. 5 Ziff. 1 lit. f EMRK
(Erfordernis der "Zweckgebundenheit"; vgl. GREGOR CHATTON/LAURENT MERZ, in:
Nguyen/Amarelle [Editeurs], Code annoté de droit des migrations, Vol. II, Loi sur les étrangers, 2017,
N. 30 zu Art. 75 Letr; ANDREAS ZÜND, in: Spescha u.a. [Hrsg.], Kommentar Migrationsrecht, 5.
Aufl. 2019, N. 11 zu Art. 75 AIG; kritisch: MARTIN BUSINGER, Ausländerrechtliche Haft, Die Haft
nach Art. 75 ff. AuG, 2015 S. 175 ff.; TARKAN GÖKSÜ, in: Caroni u.a. [Hrsg.], SHK AuG, Bern
2010, N. 20 zu Art. 75 AuG). 

2.4. Als "erhebliche Gefährdung von Leib und Leben" (vgl. Art. 75 Abs. 1 lit. g AIG) gelten nach der
Rechtsprechung namentlich strafbare Handlungen gegen Leib und Leben (Art. 111 ff. StGB), gegen
die Freiheit (Art. 180 ff. StGB) und - zumindest teilweise - gegen die sexuelle Integrität (Art. 189 ff.
StGB). Das Kriterium der "Erheblichkeit" setzt voraus, dass mehr als bloss ein Tatverdacht vorliegt;
der Betroffene muss "strafrechtlich verfolgt" oder "verurteilt worden sein". Die Erheblichkeit der
Gefährdung von Leib und Leben muss sodann im Einzelfall geprüft werden, auch wenn der
Gesetzgeber vermutungsweise davon ausgeht, dass wer straffällig geworden ist, eher dazu neigt,
sich allgemein den behördlichen Anordnungen zu widersetzen (vgl. E. 2.2 hiervor). Delikte mit
Bagatellcharakter genügen für die Anwendung des Haftgrunds von Art. 75 Abs. 1 lit. g AIG nicht.
Dieser entfällt zudem, wenn im Rahmen einer pflichtgemässen Prognose aufgrund klarer
Anhaltspunkte auf ein künftiges Wohlverhalten geschlossen werden kann (keine Rückfallgefahr;
Urteile 2C 304/2012 vom 1. Mai 2012 E. 2.2.1 und 2A.480/2003 vom 26. August 2004 E. 4; vgl.
CHATTON/MERZ, a.a.O., N. 32 f. zu Art. 75 AuG; ZÜND, a.a.O., N. 11 zu Art. 75 AIG; GÖKSÜ,
a.a.O. N. 21 f.;
THOMAS HUGI YAR, § 10 Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht, in: Uebersax u.a., [Hrsg.],
Ausländerrecht, 2. Aufl. 2008, N. 10.71-10.73). Die absehbare Rückfallgefahr und die entsprechenden
künftigen Taten müssen den Schluss zulassen, dass der Betroffene beim Vollzug der Wegweisung
oder der strafrechtlichen Landesverweisung nicht kooperieren bzw. sich dem entsprechenden
Verfahren entziehen wird (vgl. BUSINGER, a.a.O, S. 178). 

2 .5 . DER BESCHWERDEFÜHRER VERTRITT DIE AUFFASSUNG, DEN BEHÖRDEN SEI ES
VORLIEGEND LEDIGLICH UM EINE VERKAPPTE VERLÄNGERUNG DER
STRAFPROZESSUALEN SICHERHEITSHAFT GEGANGEN; DAMIT LIEGE EIN VERSTOSS
GEGEN ART. 5 ZIFF. 1 LIT. F EMRK VOR. AUCH SEIEN DIE GESETZLICHEN
VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE ANORDNUNG DER VORBEREITUNGSHAFT NICHT ERFÜLLT. 

2.5.1. ES TRIFFT ZU, DASS DAS APPELLATIONSGERICHT BASEL-STADT DIE GEGEN DEN
BESCHWERDEFÜHRER BIS ZUM 7. DEZEMBER 2019 VERHÄNGTE SICHERHEITSHAFT NICHT
MEHR VERLÄNGERT HAT, OBSCHON IM BERUFUNGSVERFAHREN BETREFFEND DAS URTEIL
DES STRAFGERICHTS DES KANTONS BASEL-STADT VOM 15. AUGUST 2019 NOCH KEIN
ENTSCHEID VORLAG; DIE NICHTVERLÄNGERUNG DER SICHERHEITSHAFT LAG DARIN
BEGRÜNDET, DASS DIE BISHERIGE HAFTDAUER IN GROSSE ZEITLICHE NÄHE ZUR
ERSTINSTANZLICH UNBEDINGT AUSGESPROCHENEN FREIHEITSSTRAFE VON 20 MONATEN
GERÜCKT WAR. DASS DIE STRAFPROZESSUALEN ANFORDERUNGEN DER
SICHERHEITSHAFT NICHT MEHR GEGEBEN WAREN, HINDERTE DAS AFBM ALS FÜR DIE
ALLFÄLLIGE WEGWEISUNGSMASSNAHME UNBESTRITTEN ZUSTÄNDIGE
MIGRATIONSBEHÖRDE JEDOCH FÜR SICH GENOMMEN NICHT DARAN, DIE ANORDNUNG
EINER AUSLÄNDERRECHTLICHEN ZWANGSMASSNAHME ZU PRÜFEN (VGL. URTEIL 2C
263/2019 VOM 27. JUNI 2019 E. 2.2). OB DIE HAFTVORAUSSETZUNGEN (ART. 75 ABS. 1 LIT.
G AIG) GEGEBEN WAREN, IST EINE ANDERE - SOGLEICH ZU ERÖRTERNDE - FRAGE. 

2.5.2. MIT BLICK AUF DIE UMSTÄNDE DES VORLIEGENDEN FALLS IST DIE VORINSTANZ
DIESBEZÜGLICH ZUTREFFEND DAVON AUSGEGANGEN, DASS VOM BESCHWERDEFÜHRER
EINE ERHEBLICHE GEFÄHRDUNG VON LEIB UND LEBEN (ART. 75 ABS. 1 LIT. G AIG)
AUSGEHT: DER BESCHWERDEFÜHRER WURDE INNERT KÜRZESTER ZEIT DREI MAL
STRAFRECHTLICH BELANGT. ZWEI VERURTEILUNGEN GEHEN AUF SEXUELLE ÜBERGRIFFE
ZURÜCK, WOBEI INSBESONDERE DER ERSTINSTANZLICH BESTÄTIGTE
VERGEWALTIGUNGSVORWURF ÜBERAUS SCHWER WIEGT. DER STRAFBEFEHL VOM 25.
SEPTEMBER 2018 BERUHT SODANN DARAUF, DASS DER BESCHWERDEFÜHRER EINER
PERSON EINEN FAUSTSCHLAG INS GESICHT VERPASST UND DADURCH DAS NASENBEIN
GEBROCHEN HAT. DIE GEWALTBEREITSCHAFT DES BESCHWERDEFÜHRERS HAT SICH
DAMIT NICHT NUR IN GEWALTTÄTIGEN ÜBERGRIFFEN GEGENÜBER SEINER EX-FREUNDIN
MANIFESTIERT, SONDERN KAM AUCH GEGENÜBER DRITTPERSONEN ZUM AUSDRUCK; MIT
BLICK AUF DIE LEGALPROGNOSE KANN DER BESCHWERDEFÜHRER VOR DIESEM
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HINTERGRUND NICHTS DARAUS ABLEITEN, DASS ER SICH VON SEINER EX-FREUNDIN
MITTLERWEILE EMOTIONAL DISTANZIERT HAT. NICHT ZIELFÜHREND IST AUCH SEINE
KRITIK AN DEN ENTSCHEIDEN DER STRAFBEHÖRDEN: SOWEIT ER MIT DEN
STRAFBEFEHLEN NICHT EINVERSTANDEN GEWESEN WÄRE, HÄTTE ER DIE MÖGLICHKEIT
GEHABT, DIESE AUF DEM RECHTSMITTELWEG ANZUFECHTEN. ES
BESTEHT FÜR DAS BUNDESGERICHT IN EINER KONSTELLATION WIE DER VORLIEGENDEN
KEIN ANLASS, DIE ENTSCHEIDE DER STRAFBEHÖRDEN IN FRAGE ZU STELLEN UND EIGENE
FESTSTELLUNGEN ZU TREFFEN. 

2.5.3. AUFGRUND DES VORLIEGENDEN SACHVERHALTS IST ERNSTLICH ZU BEZWEIFELN,
DASS DER BESCHWERDEFÜHRER KÜNFTIG MIT DEN BEHÖRDEN KOOPERIEREN WIRD. ER
HAT INNERT KÜRZESTER ZEIT MEHRFACH - UND TEILWEISE SCHWERWIEGEND -
DELINQUIERT. INDEM ER TROTZ ZWEIER BEDINGTER GELDSTRAFEN WEITERHIN
STRAFRECHTLICH IN ERSCHEINUNG TRAT, GAB ER ZU ERKENNEN, DASS BEHÖRDLICHE
ANORDNUNGEN IHN NICHT ZU BEEINDRUCKEN VERMÖGEN. DARAUS ERGIBT SICH DIE
GEFAHR, DASS ER SICH OHNE ADMINISTRATIVHAFT DEM VOLLZUG EINES ALLENFALLS
AUFENTHALTSBEENDENDEN ENTSCHEIDS DES SEM ENTZIEHEN WIRD; DER HAFTGRUND
VON ART. 75 ABS. 1 LIT. G AIG IST DAMIT VORLIEGEND KLARERWEISE GEGEBEN. IM
VORGEHEN DER VORINSTANZ IST KEINE ZWECKENTFREMDUNG DES INSTITUTS DER
VORBEREITUNGSHAFT ZU ERKENNEN; EINE VERLETZUNG VON ART. 5 ZIFF. 1 LIT. F EMRK
LIEGT NICHT VOR. SOLLTE DER BESCHWERDEFÜHRER IN DEM DERZEIT VOR DEM
APPELLATIONSGERICHT BASEL-STADT HÄNGIGEN BERUFUNGSVERFAHREN VOM
VORWURF DER VERGEWALTIGUNG FREIGESPROCHEN WERDEN, WÄRE DAS VORLIEGEN
DES HAFTGRUNDS HAFTGRUNDS ALLERDINGS UNTER UMSTÄNDEN NEU ZU BEURTEILEN. 

3. 

3.1. DIE VORBEREITUNGSHAFT MUSS VERHÄLTNISMÄSSIG UND ZWECKBEZOGEN AUF DIE
SICHERUNG DES WEGWEISUNGSVERFAHRENS AUSGERICHTET SEIN; ES MUSS JEWEILS
AUFGRUND SÄMTLICHER UMSTÄNDE GEKLÄRT WERDEN, OB SIE (NOCH) GEEIGNET BZW.
ERFORDERLICH ERSCHEINT UND NICHT GEGEN DAS ÜBERMASSVERBOT, D.H. DAS
SACHGERECHTE UND ZUMUTBARE VERHÄLTNIS VON MITTEL UND ZWECK, VERSTÖSST
(ZUR AUSSCHAFFUNGSHAFT: BGE 133 II 1 E. 5.1 S. 5 UND UNPUBLIZIERTE E. 7; 126 II 439 E.
4 S. 440 FF.; URTEIL 2C 263/2019 VOM 27. JUNI 2019 E. 4.1; ZUR DURCHSETZUNGSHAFT:
BGE 134 I 92 E. 2.3.2 S. 97; 133 II 97 E. 2.2 S. 100). 

3 . 2 . UNTER DEM GESICHTSPUNKT DER EIGNUNG IST VORAUSZUSETZEN, DASS DIE
ANGEORDNETE VORBEREITUNGSHAFT DIE DURCHFÜHRUNG EINES ALLFÄLLIGEN
WEGWEISUNGSVERFAHRENS TATSÄCHLICH SICHERSTELLEN KANN. DIES IST NICHT
(MEHR) DER FALL, WENN TRIFTIGE GRÜNDE DARAUF SCHLIESSEN LASSEN, EINE
ALLFÄLLIGE WEG- ODER AUSWEISUNG WERDE TROTZ BEHÖRDLICHER BEMÜHUNGEN
NICHT IN EINEM DEM KONKRETEN FALL ANGEMESSENEN ZEITRAUM VOLLZOGEN WERDEN
KÖNNEN (BGE 130 II 56 E. 4.1.3 S. 61 MIT HINWEISEN). DIE FESTHALTUNG HAT DIESFALLS
ALS UNZULÄSSIG ZU GELTEN UND IST GESTÜTZT AUF ART. 80 ABS. 6 LIT. A AIG
(RECHTLICHE ODER TATSÄCHLICHE UNDURCHFÜHRBARKEIT DES VOLLZUGS DER WEG-
ODER AUSWEISUNG) ZU BEENDEN. 
ANGESICHTS DES UMSTANDS, DASS DAS ASYLGESUCH DES AUS AFGHANISTAN
STAMMENDEN BESCHWERDEFÜHRERS SEIT MEHR ALS VIER JAHREN PENDENT IST, KANN
MAN VORLIEGEND MIT GUTEN GRÜNDEN DIE FRAGE AUFWERFEN, OB INNERHALB DER
MAXIMALEN HAFTDAUER VON SECHS MONATEN (ART. 75 ABS. 1 AIG)
REALISTISCHERWEISE DAMIT GERECHNET WERDEN KANN, DASS EINE RECHTSKRÄFTIGE
WEGWEISUNGSANORDNUNG VORLIEGEN WIRD. DIESBEZÜGLICH IST JEDOCH ZUM EINEN
FESTZUHALTEN, DASS DER WEGWEISUNGSVOLLZUG NACH AFGHANISTAN (UND
INSBESONDERE IN DIE REGION KABUL) VOM BUNDESVERWALTUNGSGERICHT IN
GEFESTIGTER PRAXIS UNTER BEGÜNSTIGENDEN UMSTÄNDEN ALS ZULÄSSIG UND
ZUMUTBAR BEURTEILT WIRD (VGL. REFERENZURTEIL DES
BUNDESVERWALTUNGSGERICHTS D-5800/2016 VOM 13. OKTOBER 2017, E. 8.4). OB IM
FALLE DES BESCHWERDEFÜHRERS BEGÜNSTIGENDE UMSTÄNDE VORLIEGEN, UND ER IN
DIE REGION KABUL (JALALABAD) ZURÜCKKEHREN KANN, WIRD DAS SEM ZU ENTSCHEIDEN
HABEN; JEDENFALLS LIEGT ES IM BEREICH DES MÖGLICHEN, DASS SEIN ASYLGESUCH
ABSCHLÄGIG BEURTEILT UND DER WEGWEISUNGSVOLLZUG ANGEORDNET WIRD. IM
ÜBRIGEN LIEGT ES AUCH IM BEREICH DES MÖGLICHEN, DASS DIES BIS ANFANG MAI 2020
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GESCHEHEN WIRD. ZU KONSTATIEREN IST DIESBEZÜGLICH, DASS DAS SEM NACH DEN
FESTSTELLUNGEN DER VORINSTANZ DAS ASYLVERFAHREN NUNMEHR PRIORITÄR
BEHANDELT
UND EINE ZWEITE BEFRAGUNG FÜR JANUAR 2020 ANGESETZT HAT. DEN ENTSCHEID DES
SEM WIRD DER BESCHWERDEFÜHRER ZWAR BEIM BUNDESVERWALTUNGSGERICHT
ANFECHTEN KÖNNEN; DER ENTSCHEID DES BUNDESVERWALTUNGSGERICHTS WIRD
JEDOCH ENDGÜLTIG SEIN (VGL. ART. 83 LIT. D BGG). EIN RECHTZEITIGER ENTSCHEID
ERSCHEINT IN DIESEM SINNE DURCHAUS MÖGLICH, WENN DIE ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN
DER BEHANDLUNG DES ASYLVERFAHRENS DES BESCHWERDEFÜHRERS DIE
ERFORDERLICHE PRIORITÄT EINRÄUMEN. DAMIT IST DIE VORBEREITUNGSHAFT
VORLIEGEND GEEIGNET, DEN VOLLZUG DER MÖGLICHEN WEGWEISUNG DES
BESCHWERDEFÜHRERS SICHERZUSTELLEN. 

3.3. DIE VERHÄLTNISMÄSSIGKEIT DER HAFTANORDNUNG SETZT WEITER EINE ABWÄGUNG
ZWISCHEN ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN INTERESSEN VORAUS (VGL. URTEIL 2C 791/2008
VOM 25. NOVEMBER 2008 E. 2.5; EGMR-URTEIL VOM 2. DEZEMBER 2010 JUSIC GEGEN DIE
SCHWEIZ [NR. 4691/06], §§ 68 FF. ZUR ANORDNUNG DER INHAFTIERUNG "AUF DIE
GESETZLICH VORGESCHRIEBENE WEISE"). ART. 64E LIT. A AIG (IN DER FASSUNG VOM 18.
JUNI 2010) SIEHT IN KONKRETISIERUNG DES VERHÄLTNISMÄSSIGKEITSGEBOTS ZUR
SICHERUNG DES VOLLZUGS DER WEG-, AUS- ODER LANDESVERWEISUNG ALS MILDERE
MASSNAHMEN ETWA VOR, DASS DIE ZUSTÄNDIGE BEHÖRDE DIE AUSLÄNDISCHE PERSON
NACH DER ERÖFFNUNG DER ERSTINSTANZLICHEN WEGWEISUNGSVERFÜGUNG ODER
LANDESVERWEISUNG STATT EINER INHAFTIERUNG VERPFLICHTEN KANN, SICH
REGELMÄSSIG BEI EINER BEHÖRDE ZU MELDEN (VGL. DANIÈLE REVEY, IN:
NGUYEN/AMARELLE [EDITEURS], CODE ANNOTÉ DE DROIT DES MIGRATIONS, VOLUME II:
LOI SUR LES ÉTRANGERS [LETR], N. 2 U. 3 ZU ART. 64E LETR; MARC SPESCHA, IN:
SPESCHA U.A.. [HRSG.], MIGRATIONSRECHT, 5. AUFL. 2019, N. 1 ZU ART. 64E AUG);
DENKBAR IST ALLENFALLS AUCH DIE ANORDNUNG EINER EIN- ODER AUSGRENZUNG (ART.
74 AIG) ODER DIE HINTERLEGUNG DER REISEPAPIERE BZW. DIE PFLICHT, EINE
ANGEMESSENE FINANZIELLE SICHERHEIT ZU LEISTEN. 
DIE VORINSTANZ ERWOG, DER BESCHWERDEFÜHRER HABE AN DER VERHANDLUNG
DEUTLICH BEKUNDET, DASS EINE RÜCKKEHR NACH AFGHANISTAN FÜR IHN NICHT IN
FRAGE KOMME. ÜBERDIES HABE ER SCHON DURCH SEINE DELINQUENZ ZU ERKENNEN
GEGEBEN, DASS ER SICH VON BEHÖRDLICHEN ANORDNUNGEN NICHT BEEINDRUCKEN
LASSE (VGL. HIERZU AUCH E. 2.5.2 HIERVOR). VOR DIESEM HINTERGRUND BESTEHE EINE
GROSSE GEFAHR, DASS DER BESCHWERDEFÜHRER SICH IN FREIHEIT EINER ALLFÄLLIGEN
WEGWEISUNGSANORDNUNG ENTZIEHEN WERDE, ETWA INDEM ER SICH INS AUSLAND
ABSETZEN KÖNNTE. DARAN ÄNDERE AUCH NICHTS, DASS SEINE SCHWESTER IN DER
SCHWEIZ WOHNE UND IHN BEI SICH AUFNEHMEN WOLLE. VOR DIESEM HINTERGRUND SEI
NICHT ERSICHTLICH, INWIEFERN DIE DURCHFÜHRUNG EINER ALLFÄLLIGEN
WEGWEISUNGSANORDNUNG AUCH MIT EINEM MILDEREN MITTEL (ETWA EINER
MELDEPFLICHT ODER EINER EINGRENZUNG) SICHERGESTELLT WERDEN KÖNNE. 
DER BESCHWERDEFÜHRER BRINGT IM VORLIEGENDEN VERFAHREN NICHTS VOR, WAS
DIESE ÜBERZEUGENDE WÜRDIGUNG DER VORINSTANZ IN FRAGE STELLEN KÖNNTE. 

4. 
Das angefochtene Urteil ist nach dem Gesagten bundes- und völkerrechtlich nicht zu beanstanden;
die von der Vorinstanz bestätigte Vorbereitungshaft ist rechtmässig. Es besteht damit auch kein
Anlass für eine Entschädigung des Beschwerdeführers. Die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen
Angelegenheiten erweist sich in allen Punkten als unbegründet. 

5. 
Der Beschwerdeführer beantragt, es sei ihm für das Verfahren vor Bundesgericht die unentgeltliche
Rechtspflege und Verbeiständung zu gewähren. 

5.1. Das Bundesgericht befreit eine Partei, die nicht über die erforderlichen Mittel verfügt, auf Antrag
von der Bezahlung der Gerichtskosten und von der Sicherstellung der Parteientschädigung, sofern ihr
Rechtsbegehren nicht aussichtslos erscheint (Art. 64 Abs. 1 BGG). Wenn es zur Wahrung ihrer
Rechte notwendig ist, bestellt es der Partei einen Anwalt (Art. 64 Abs. 2 BGG). 

5.2. Bedürftigkeit liegt nach der Rechtsprechung vor, wenn ein Gesuchsteller die Leistung der
erforderlichen Prozess- und Parteikosten nur erbringen kann, wenn er die Mittel angreift, die er zur
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Deckung des Grundbedarfs für sich und seine Familie benötigt. Als aussichtslos gelten jene
Prozessbegehren, deren Gewinnaussichten beträchtlich geringer sind als die Verlustgefahren und die
deshalb kaum als ernsthaft bezeichnet werden können. Massgeblich ist, ob sich eine vernünftige,
nicht mittellose Partei ebenfalls zur Beschwerde entschlossen hätte. Eine Partei soll einen Prozess,
den sie auf eigene Rechnung und Gefahr nicht führen würde, nicht deshalb anstrengen können, weil
er sie nichts kostet (BGE 129 I 129 E. 2.3.1; 128 I 225 E. 2.5.3). 

5.3. Von der Mittellosigkeit des Beschwerdeführers ist aufgrund der Akten ohne Weiteres
auszugehen. Die Beschwerde ist in ihrer Gesamtheit nicht als offensichtlich unbegründet und
aussichtslos zu bezeichnen (vgl. namentlich E. 3.2 hiervor zur Dauer des Asylverfahrens). Dem
Gesuch des Beschwerdeführers um unentgeltliche Rechtspflege und Verbeiständung kann demnach
entsprochen werden. 

Demnach erkennt das Bundesgericht: 

1. 
Die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten wird abgewiesen. 

2. 
Das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege und Verbeiständung wird gutgeheissen. 

3. 
Es werden keine Kosten erhoben. 

4. 
Dem Beschwerdeführer wird Advokatin Cinzia Santo, Basel, als unentgeltliche Rechtsbeiständin
beigegeben; diese wird für das bundesgerichtliche Verfahren mit insgesamt Fr. 2'759.25 aus der
Bundesgerichtskasse entschädigt. 

5. 
Dieses Urteil wird den Verfahrensbeteiligten, dem Kantonsgericht Basel-Landschaft, Abteilung
Verfassungs- und Verwaltungsrecht, und dem Staatssekretariat für Migration schriftlich mitgeteilt. 

Lausanne, 18. Februar 2020 

Im Namen der II. öffentlich-rechtlichen Abteilung 
des Schweizerischen Bundesgerichts 

Der Präsident: Seiler 

Der Gerichtsschreiber: Brunner 
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